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Einführung: Ablehnungsgründe

In allen Informationsfreiheits- und Transparenzgesetzen finden sich zum Schutz ver-
schiedener Belange Ablehnungsgründe, die den Zugang zu Informationen verhindern 
können. Die Ablehnungsgründe dienen überwiegend entweder öffentlichen oder pri-
vaten Belangen. 

Ablehnungsgründe zu den öffentlichen Belangen lassen im Wesentlichen zwei 
Schutzrichtungen erkennen: Einerseits knüpfen sie an die Schutzwürdigkeit der Infor-
mationen als solcher an. Diesen Ablehnungsgründen widmen sich Niels Lötel (Kapitel 
9 zu unter anderem sicherheitsrelevanten und fiskalischen Interessen) und Laura Pick 
(Kapitel 10 zum Geheimnisschutz und Kapitel 11 zu öffentlicher Sicherheit). Ande-
rerseits gibt es verfahrensbezogene Ablehnungsgründe, die Informationen aufgrund 
der Durchführung eines Entscheidungsprozesses oder eines Verfahrens in aller Regel 
lediglich zeitlich befristet schützen (hierzu Kapitel 12 von Vivian Kube, Hannah Vos 
und David Werdermann). 

Belange Dritter sind der Schutz personenbezogener Daten (dazu Niels Lötel in 
Kapitel 13), der Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen und geistigen Eigen-
tums (vgl. Kapitel 14 von Niels Lötel). 

Daneben gibt es Ablehnungsgründe, die nicht spezifisch auf das Informations-
freiheitsrecht zugeschnitten und häufig in den Gesetzen selbst nicht ausdrücklich 
geregelt sind, einem Antrag auf Informationszugang aber dennoch entgegenstehen 
können (vgl. Kapitel 15 von Anna Gilsbach und Hannah Vos zu unverhältnismäßigem 
Verwaltungsaufwand, Rechtsmissbrauch und bereits vorhandenen bzw. öffentlich zu-
gänglichen Informationen).




